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Kiebitz-Schutzprojekt wird sichtbarer

VON CHRISTIAN BERGER

HARTHAUSEN. Erstens kommt es an-
ders und zweitens als man denkt. Die-
se Redensart trifft beim praktischen
Naturschutz allgemein und beson-
ders bei den Bemühungen um den
Kiebitz, den Vogel des Jahres 2024,
immer wieder zu, wie Gerardo Unger
Lafourcade sagt. Der Projektleiter für
den Kiebitzschutz in Rheinland-Pfalz,
der dafür bei der Gesellschaft für Na-
turschutz und Ornithologie Rhein-
land-Pfalz (Gnor) hauptamtlich be-
schäftigt ist, hat immer wieder Rück-
schläge erlebt.

„Vergangenes Jahr sind die meisten
Jungvögel in der Harthausener Ga-
nerb innerhalb weniger Tage ver-
schwunden. Wahrscheinlich haben
sie Beutegreifer geholt. Ich vermute,
es waren Füchse“, blickt Unger La-
fourcade zurück. Nach dem Schlüpfen
der Jungen in den auf dem Boden von
den Elterntieren angelegten Nestern,
sind diese zwar gleich mobil, aller-
dings bloß fußläufig. Fliegen können
sie erst nach ungefähr vier Wochen. In
dieser Zeit sind die Kleinen ein leich-
tes Opfer.

Vor Füchsen sicher
Die Kiebitz-Schützer um Unger La-
fourcade haben auf die schmerzliche
Erfahrung reagiert, indem sie im Win-

ter die Rinderweide auf nun acht
Hektar vergrößert und „vor Füchsen
sicher eingezäunt“ haben, teilt der
Projektleiter mit. Er bedankt sich für
die Hilfe vieler Ehrenamtlicher bei
der Aufstellung neuer Pfosten und
dem Anbringen weiterer Drähte am
Zaun. Dazu zählt er neben Mitglie-

dern der Gnor auch solche des Natur-
und Vogelschutzvereins (NVV) Hart-
hausen sowie die Bewirtschafter
landwirtschaftlicher Flächen.

Vergangene Woche hat Unger La-
fourcade den Mitgliedern des Kreis-
ausschusses für Umweltschutz, Land-
wirtschaft und Naherholung das

Das Projekt zum Schutz des im Land vom Aussterben bedrohten Kiebitz in der Harthausener Ganerb wächst weiter.
Die Rinderweide, auf der sich besonders gerne Brutpaare niederlassen, wurde vergrößert und auf ihr nun erstmals
eine Auswilderungsvoliere errichtet. Dennoch ist längst nicht alles eitel Sonnenschein, was die Zukunft der Art angeht.

Schutzprojekt in der Ganerb bei ei-
nem Vor-Ort-Termin vorgestellt. Da-
bei kam auch zur Sprache, dass so-
wohl der NVV als auch der Rhein-
Pfalz-Kreis in dem Gebiet mehrere
Flächen erworben haben, die sie als
extensives, artenreiches Grünland
bewirtschaften. Diese Parzellen sol-

len einen „wertvollen Vernetzungs-
korridor“ für zahlreiche Wildtiere
dienen, unter ihnen der Kiebitz.

Am Freitag errichteten dann Natur-
schützer erstmals in der Harthause-
ner Ganerb eine Voliere zur Auswil-
derung von Kiebitzen auf der Rinder-
weide. Unter den Helfern, die mit an-
packten, war Landaus Zoodirektor
Jens-Ove Heckel. Für ihn ist der Ar-
tenschutz eine bedeutende Aufgabe –
und das eben nicht nur bei Arten aus
fernen Ländern. „In unserer Kiebitz-
Aufzuchtstation haben wir derzeit 50
Eier“, informiert Heckel.

Im Zoo ausgebrütet
Die Kiebitz-Eier werden im Zoo in
speziellen Kästen ausgebrütet und
dabei von Mitarbeitern in regelmäßi-
gen Abständen gewendet, wie es die
Elterntiere machen würden, erklärt
der Zoodirektor. Die Eier wurden von
Naturschützern wie Gerardo Unger
Lafourcade und Kurt Belzer aus Nes-
tern entnommen, die offenbar verlas-
sen wurden. Liegen diese noch nicht
allzu lange so da, besteht die berech-
tigte Hoffnung, dass aus ihnen noch
Junge schlüpfen. Sobald die Kleinen
dann rund 20 Tage alt sind, kommen
sie in eine Auswilderungsvoliere. Ne-
ben der in der Ganerb gibt es eine
weitere in Offstein bei der dortigen
Zuckerfabrik.

„In der Voliere werden die jungen
Kiebitze von uns gefüttert, bis sie
flügge sind“, sagt Unger Lafourcade.
Sobald die Jungen flugfähig sind, wer-
den sie aus der Voliere in die Freiheit
der Rinderweide entlassen, blickt er
voraus. Davon abgesehen hofft der
Projektleiter, dass sich in der Ganerb
in den nächsten Tagen weitere Gelege
finden. Bisher haben die Naturschüt-
zer, zu denen etliche Ehrenamtliche
aus der Region zählen, erst zwei au-
ßerhalb der Weide entdeckt – und ein
verlassenes beziehungsweises zer-
störtes Gelege auf ihr. Die Nester
schützen die Helfer mit Körben aus
Metall – diese halten größere Beute-
greifer wie Füchse von den Eiern fern.

„Es ist wichtig, dass bald wieder
Rinder auf der Weide stehen, das Gras
kurzhalten und für Kuhfladen sorgen.
Denn dann gibt es gleich mehr Insek-
ten und damit Nahrung für die Kiebit-
ze“, betont Unger Lafourcade. Der
Rinderhalter wollte seine Tiere auch
schon aus dem Stall zur Weide brin-
gen, doch ein Defekt am Transport-
fahrzeug habe diesen ausgebremst.

Das Kiebitz-Schutzprojekt wird
noch bis Jahresende vom Land Rhein-
land-Pfalz gefördert. Angestrebt wer-
de eine langfristige Bundesförderung
zusammen mit Hessen und Baden-
Württemberg, sagt der Projektleiter.
Die Antragsphase dafür habe begon-
nen.

FDP will für Kandidaten für alle Räte stellen
VG RÖMERBERG-DUDENHOFEN. Der
FDP-Gemeindeverband Römerberg-
Dudenhofen hat jüngst seine Kandi-
datinnen und Kandidaten für die be-
vorstehenden Wahlen zu den Orts-
gemeinderäten in Dudenhofen,
Hanhofen und Römerberg sowie für
den Verbandsgemeinderat be-
stimmt. Eine Liste für Harthausen
soll es ebenfalls noch geben.

Die für die Kommunalwahlen am 9.
Juni nominierten Kandidaten vereine
das gemeinsame Ziel, sich für „signifi-
kant verbesserte Serviceleistungen
der Verbandsgemeindeverwaltung“
einzusetzen, teilt die FDP dazu mit. Im

Gemeindeverband der Liberalen stellt Listen für Kommunalwahlen auf – Verbesserter Service der Verwaltung als Ziel
Fokus stünden dabei die Erhöhung
der Verfügbarkeit im Bürgerbüro, der
barrierefreie Zugang zur Verwaltung
ohne die Notwendigkeit einer vorhe-
rigen Terminvereinbarung sowie die
Beschleunigung der Verwaltungsdigi-
talisierung. Außerdem soll die Ver-
waltung effektiv und transparent
über Entscheidungen, Projekte und
Entwicklungen innerhalb der Ver-
bandsgemeinde informieren und da-
bei auch innovative Kommunikati-
onskanäle und soziale Medien nut-
zen.

Darüber hinaus wollen sich die
Kandidaten laut FDP dafür einsetzen,
die Verfügbarkeit von Kindergarten-

plätzen in der Verbandsgemeinde
auszubauen und insbesondere die
Umsetzung der Ganztagsbetreuung
zu beschleunigen. Mit Blick auf mögli-
che Standorte für Windkraftanlagen
werde eine konstruktive Auseinan-
dersetzung mit den Einwänden des
BUND angestrebt. Ziel sei es, gemein-
same Lösungen zu finden und bei
Bedarf den Bedenken gerecht zu wer-
den.

Mit den Bürgern soll ein konstrukti-
ver und kontinuierlicher Dialog auf-
gebaut werden, um Transparenz zu
schaffen und Vertrauen in die Verwal-
tungsarbeit zu stärken, aber auch um
Bedürfnisse und Anregungen der Be-

völkerung direkt in die politische Ar-
beit einfließen zu lassen. „Die FDP Rö-
merberg-Dudenhofen möchte sicher-
stellen, dass die Stimmen der Ge-
meindemitglieder gehört und in die
Entscheidungsfindung einbezogen
werden“, teilt die Partei mit.

DIE LISTEN
— Verbandsgemeinderat: 1. Justus Rabe (Rö-

merberg), 2. Timothy Starratt (Dudenho-
fen), 3. Michael Knapp (Hanhofen), 4. Ben-
jaminVoigt (Harthausen), 5. Jochen Becker
(Römerberg), 6. Margit Reichelt (Duden-
hofen), 7. Anelore Irschlinger (Hanhofen),
8. Thorsten Broich (Römerberg), 9. Heike
Beck (Dudenhofen), 10. Elke Knapp (Han-

hofen), 11. Michael Schepers (Römerberg),
12. Maren Broich (Römerberg), 13. Mario
Israel (Dudenhofen), 14. Ralf Hummel (Du-
denhofen), 15. Martina Runck (Römer-
berg), 16. Heidrun Scheerbaum (Hanho-
fen), 17. Sarah Gerstner (Römerberg), 18.
Klaus Schmieder (Dudenhofen), 19. Heiko
Schünemann (Hanhofen), 20. Denis Poll-
ach (Römerberg), 21. Uta Mattern (Duden-
hofen), 22. Wolfram Scheerbaum (Hanho-
fen), 23. Mirijam Tritschler (Römerberg),
24. Hermann Grill (Hanhofen), 25. Hart-
mut Lardon (Dudenhofen), 26. Jürgen
Creutzmann (Dudenhofen).

— Ortsgemeinderat Römerberg: 1. Justus Ra-
be, 2. Jochen Becker, 3. Denis Pollach, 4.
Maren Broich, 5. Michael Schepers, 6. Sa-

rah Gerstner, 7. Thorsten Broich, 8. Mara
Rabe, 9. Ludger Hochscherff, 10. Mirijam
Tritschler, 11. Günther Müller, 12. Martina
Runck (1-12 mit Zweifachbenennung).

— Ortsgemeinderat Dudenhofen: 1. Timothy
Starratt, 2. Heike Beck, 3. Klaus Schmieder,
4. Ralf Hummel, 5. Mario Israel, 6. Margit
Reichelt, 7. Christian Beck, 8. Uta Mattern,
9. Dietmar Kienzle, 10. Hartmut Lardon, 11.
Jürgen Creutzmann (1-11: Zweifachbenen-
nung ).

— Ortsgemeinderat Hanhofen: 1. Michael
Knapp, 2. Anelore Irschlinger, 3. Heiko
Schünemann, 4. Elke Knapp, 5. Hermann
Grill, 6. Heidrun Scheerbaum, 7. Wolfram
Scheerbaum (1-6: Dreifachbenennung, 7:
Zweifachbenennung). |zin

LANDNOTIZEN

HARTHAUSEN. Der CDU-Ortsver-
band Harthausen unternimmt einen
zweiten Versuch, einen oder eine Be-
werber/in für die Wahl zum Ortsbür-
germeister oder -bürgermeisterin im
Tabakdorf zu nominieren. Gewählt
wird am Sonntag, 9. Juni. Der aktuelle
Amtsinhaber, der Christdemokrat
Harald Löffler, steht nach 20 Jahren
Amtszeit nicht mehr für eine Kandi-
datur zur Verfügung. Für Montag, 15.
April, 19 Uhr, sind deshalb die Mit-
glieder der Partei, aktuell sind es in
der Tabakgemeinde 40, in den Tabak-
schuppen zu einer Mitgliederver-
sammlung eingeladen. Einziger Ta-
gesordnungspunkt: Aufstellung der/s
Bürgermeisterkandidatin/en. Schon
eine Woche später, am 22. April, en-
det die Nominierungsfrist. Der Partei-
vorstand trifft sich am Donnerstag
vor der Mitgliederversammlung, um
einen Beschlussvorschlag für die Ver-
sammlung vorzubereiten.

Wie zuletzt am 1. März ausführlich
berichtet, hatte die CDU bei ihrer Mit-
gliederversammlung Ende Februar
nur ihre Liste mit 20 Kandidaten und
Kandidatinnen für den neuen Ge-
meinderat aufgestellt. Für das Bürger-
meisteramt hatte damals niemand
zur Verfügung gestanden. Auf den
ersten vier Listenplätzen stehen vier
Bewerber und Bewerberinnen, die al-
le jünger als 40 Jahre sind und laut
Parteivorsitzendem Rainer Schaust
die Verantwortung eines Bürgermeis-
teramtes noch nicht tragen wollen.
Listenführerin ist die parteilose Soft-
ware-Entwicklerin Lisa Ball. |ell

Thema im Rat: Weniger
Verkehrslärm in Hauptstraße
HANHOFEN. „Verkehrsberuhigende
Maßnahmen in der Hauptstraße“
sind am Dienstag, 9. April, Thema in
der Hanhofener Ortsgemeinderats-
sitzung. Das oberste politische Gre-
mium des Dorfes tagt ab 19 Uhr in der
Kulturscheune. Auf der Tagesord-
nung stehen unter anderem außer-
dem ein Zuschussantrag für den Um-
bau des Sportheims des Fußballver-
eins Hanhofen, Renovierungsarbei-
ten im Gemeindehaus sowie die wie-
derkehrenden Beiträge. |nhe

Zweiter Anlauf bei
Kandidatensuche

Erdöl: Klagen waren teils nicht zulässig

VON NADINE KLOSE

OTTERSTADT/VG RHEINAUEN. Das
Verwaltungsgericht hatte sein Urteil
am 13. März nach einer mündlichen
Verhandlung in Neustadt gefällt und
die Urteilsbegründung den Beteilig-
ten vor einigen Tagen schriftlich zu-
gestellt. Das Gericht kommt darin zu
dem Schluss, dass die Klagen der
Ortsgemeinde Otterstadt und der
Verbandsgemeinde Rheinauen nicht
zulässig sind. Die Klage der Ortsge-
meinde sei darüber hinaus auch un-
begründet, heißt es vom Gericht.

Die Ortsgemeinde, die Verbandsge-
meinde und der BUND hatten gegen
den für das Erdöl-Projekt notwendi-
gen Hauptbetriebsplan geklagt. Den
Plan hatte das Landesamt für Geolo-
gie und Bergbau genehmigt. Die Kla-
gen richteten sich somit gegen das
Land. Ein Konsortium aus den Firmen
Neptune Energy und Palatina Geocon,
das den Rohstoff seit 2008 in Speyer
fördert, möchte von einem Acker an
der Landesstraße 534 zwischen
Waldsee und Otterstadt aus auch
nach Erdöl bohren.

Furcht vor negativen Folgen
Die Ortsgemeinde führte vor Gericht
unter anderem an, dass durch den
Hauptbetriebsplan der Standort der
Erdöl-Bohrung festgelegt und die Ge-
meinde durch das Vorhaben in ihrer
Planungshoheit nachhaltig gestört
werde. Ein weiteres Argument waren
die negativen Auswirkungen für
Mensch und Umwelt, die aufgrund
der Nähe zur Wohnbebauung – rund
450 Meter – befürchtet werden. Die
Rede war von Lärm, Licht und Queck-
silberausstoß. Die Verbandsgemein-
de brachte ebenfalls vor, dass sie sich
durch das Projekt in ihrer Planungs-
hoheit verletzt fühle.

Das Gericht folgte der Argumenta-
tion nicht. Laut Urteil kann die Orts-
gemeinde nicht geltend machen, dass
sie die heute noch als Acker genutzte
Fläche erhalten möchte, weil keine

Das Verwaltungsgericht in Neustadt hat vor rund einem Monat Klagen der Ortsgemeinde Otterstadt, der
Verbandsgemeinde Rheinauen und des Bunds für Umwelt und Naturschutz (BUND) abgewiesen. Sie richteten
sich gegen das geplante Erdöl-Projekt. Jetzt müssen die Kommunen und der BUND entscheiden, ob sie weiter juristisch vorgehen.

hinreichend konkrete eigene Planung
vorliege. Zu den befürchteten Störun-
gen heißt es vom Gericht, dass der
Bohrbetrieb selbst nicht Gegenstand
der Hauptbetriebsplanzulassung ist,
sondern erst später im bergrechtli-
chen Verfahren Thema wird. Das Kon-
sortium muss für jeden Schritt – vom
Bohrplatzbau bis zur Bohrung und

Testförderung – Sonderbetriebspläne
beim Bergbauamt einreichen, über
die das Landesamt dann entscheidet.

Während das Gericht die Klagen
der Ortsgemeinde und der Verbands-
gemeinde als nicht zulässig ansieht,
vertritt sie beim BUND eine andere
Auffassung: Der Umweltschutzver-
band sei klagebefugt. „Das ist für uns

ein ausgesprochen erfreuliches Er-
gebnis“, sagt Sabine Yacoub, Landes-
vorsitzende des BUND Rheinland-
Pfalz.

Weiter klagen oder nicht?
Der Umweltschutzverband muss wie
die Ortsgemeinde und die Verbands-

gemeinde jetzt entscheiden, ob und
wie er weiter juristisch vorgeht. Alle
drei Parteien können bis Ende April
einen Antrag auf Zulassung einer Be-
rufung beim Oberverwaltungsgericht
in Koblenz stellen.

Yacoub sagt auf RHEINPFALZ-An-
frage, dass der BUND aktuell seine
Möglichkeiten prüfe. Sie verweist da-
rauf, dass der Hauptbetriebsplan
noch nicht den Bau des Bohrplatzes
erlaube, sondern es dazu noch der Ge-
nehmigung entsprechender Sonder-
betriebspläne bedürfe. „Auch deren
Genehmigungen kann der BUND be-
klagen, sofern natur- und umwelt-
schutzrechtliche Belange nach unse-
rer Ansicht nicht hinreichend darge-
stellt beziehungsweise beurteilt
sind“, sagt Yacoub.

Wie die Ortsgemeinde Otterstadt
weiter vorgeht, wird am Mittwoch-
abend Thema in einer Gemeinderats-
sitzung sein. Nach Angaben von Det-
lef Schneider, Leitender Beamte der
Verbandsgemeindeverwaltung, wird
der per Videokonferenz zugeschalte-
te Rechtsanwalt Thomas Jäger im
nicht-öffentlichen Teil zu Beginn der
Sitzung das Urteil juristisch einschät-
zen und bewerten. Außerdem sollen
die Chancen und Risiken von mögli-
chen weiteren juristischen Hand-
lungsoptionen und die zu erwarten-
den Kosten aufgezeigt werden. Ob die
Gemeinde weiter klagen soll, be-
schließen die Ratsmitglieder im An-
schluss in öffentlicher Sitzung.

Der Verbandsgemeinderat be-
schäftigt sich eine Woche später, am
17. April, mit dieser Frage. Der Rat
wird sich Schneider zufolge aber an
der Entscheidung in Otterstadt orien-
tieren.

TERMIN
Sitzung des Otterstadter Ortsgemeinderats
und des Umweltausschusses am Mitt-
woch, 10. April, im Rathaus. Um 19 Uhr be-
ginnt der nicht-öffentliche Teil, für den 30
bis 45 Minuten einkalkuliert sind. Danach
folgt die öffentliche Aussprache der Rats-
mitglieder.

Beim Aufbau der Voliere in der Harthausener Ganerb: Landaus Zoodirektor Jens-Ove Heckel (links), Kurt Belzer vom
Kiebitz-Projekt der Gnor (Mitte) und weitere Zoo-Mitarbeiter. FOTO: TBG

Erdöl-Suche in Schwegenheim: Eine solche rund dreimonatige Probeboh-
rung ist auch zwischen Otterstadt und Waldsee vorgesehen. ARCHIVFOTO: LENZ

KOMMENTAR

Wie viel Steuergeld
kostet Zeit?

Die Klagen gegen das Erdöl-Projekt
sind ein Spiel auf Zeit. Die Gemeinde
muss sich fragen, wie viel Geld sie
dafür weiter investieren möchte.

Der Kampf gegen das geplante Erd-
öl-Projekt dauert in Otterstadt
mittlerweile seit acht Jahren an.
Erst waren es Mitglieder der Inter-
essengemeinschaft „Kein Öl“, die in
zwei Instanzen juristisch geschei-
tert sind, jetzt muss die Ortsge-
meinde eine Niederlage verkraften.
Das Urteil des Verwaltungsgerichts
ist eindeutig: Die Gemeinde ist
nicht klagebefugt. Sie hat aber Zeit
gewonnen – Zeit, in der nicht nach
Erdöl gebohrt wurde.

Die Ratsmitglieder müssen sich
deswegen jetzt fragen, ob sie ein Be-
rufungsverfahren mit ungewissem
Ausgang anstreben und dafür wei-
ter Steuergelder verwenden oder
ob sie abwarten und womöglich
später im bergrechtlichen Geneh-
migungsverfahren noch mal juris-
tisch aktiv werden wollen, wenn es
konkret um Lärm- und Emissions-
schutz bei der Bohrung geht. Darauf
spielt auch der Bund für Umwelt-
und Naturschutz an, der im jetzigen
Gerichtsverfahren zumindest mal
klagebefugt war und womöglich
bessere juristische Chancen hat.
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